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Das Blau erſcheun nach + + + Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Vedarf; im allgemeinen anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum ma Expedition des. Blattes 
Berlin W8, Mauerſtr. 43/44, 

der 


Preiſe von jährlich M. 16. 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
i: Berlin, Montag, den 19. Januar 1920. 20. Jahrgang. 


Ur. 1. 


Inhalt: 


— 


Perſönliche Angelegenheiten: S. 1. 
. Allgemeine Berwaltungsangelegenheiten: Beamte als Beiſitzer der Mieteinigungsämter S. 2. Dit: 
markenzulagen S. 2. T 


— 
— 


arifvertrag für die Lohnangeſtellten niederer Ordnung (Lohnempfänger) S. 3. 
Kriegsteuerungszulagen S. 4. Perſonalakten der Beamten ©. 5. 


III. Handelsangelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Handelskammer in Halle a. S. S. 5. Mu 
ſtellung und Vereidigung von Dolmetſchern S. 5. — 3. Sonſtige Angelegenheiten: Reiſeverkehr 
mit dem vom Feinde beſetzten Gebiete S. 6. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Herſtellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
wendung von Azethlen S. 12. Einrichtung und Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen) S. 12. — 
9. Gewerbeaufſicht: Militärpapiere der Gewerbeaufſichtsbeamten S. 13. — 3. Reichs verſiche⸗ 
rungsordnung: Errichtung einer Betriebskrankenkaſſe S. 13. Wochenhilfe und Wochenfürſorge S. 14. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Unterrichtsvergütung 
an den Fortbildungsſchulen S. 22. — 2. Fortbildungsſchulen: Ausdehnung der Fortbildungs⸗ 
ſchulpflicht S 23. 


VI. Nichtamtliches: 1. Bücherſchau S. 23. — 2. Sonſtiges S. 23. 


I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Bürodirektor des Miniſteriums für Profeſſor Dr. König zum Vorſteher der 
Handel und Gewerbe, Geheimer Rechnungs- techniſchen Abteilung und der bisherige 
rat Wahle, iſt durch Erlaß der Preußiſchen Aſſiſtent Dr. Moſer zum Betriebschemiker 
Staatsregierung [vom 23. Dezember 1919 ernannt worden. 
unter Belaſſung in ſeinem Amte zum Ge⸗ 
heimen Regierungsrat mit den Amtsrange 
der Räte 3. Klaſſe ernannt worden. 


Der Schiffskapitän a. D. Rudolf Wels 
in Finkenwalde bei Stettin iſt zum Lotſen⸗ 
kommandeur in Stettin ernannt worden. 


Der Regierungs- und Gewerberat, Ge- 


ift als Hilfsarbeiter in das Miniſterium für Der Regierungs- und Gewerberat 
Handel und Gewerbe einberufen worden. Dr. Kirchner in Magdeburg iſt zum 1. Ja⸗ 
Ihm ijt die Bearbeitung der Angelegen- nuar 1920 nach Düſſeldorf verſetzt worden. 
heiten des Gewerbeaufſichtsdienſtes übertragen Ihm iſt die planmäßige Stelle eines Regie⸗ 
worden. N rungs- und Gewerberats bei der Regierung 
ur. in Düſſeldorf und des Aufſichtsbeamten im 

Bei dem Miniſterium für Handel und Sinne des § 139b der Gewerbeordnung für 
Gewerbe iſt der Kammergerichtsſekretär den Bezirk dieſer Regierung verliehen worden. 
Grapentin als Geheimer Regiſtrator an⸗ Noe 


tellt worden. 

5 Verſetzt iſt der Baugewerkſchuloberlehrer 
Bei der ſtaatlichen Porzellanmanufaktur Dipl.-Ing. Rattinger von Dtſch.⸗Krone 

in Berlin ſind der bisherige Betriebschemiker nach Idſtein. 


—— . ——äj ——ʃ j—ʃ4 —ũm mo 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Beamte als Beiſitzer der Mieteinigungsämter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 15. Dezember 1919. 


Abdruck überſende ich mit dem Erſuchen, den Beamten meiner Verwaltung nahezu- 
legen, daß fie gegebenenfalls, wenn dies ihre Dienitgefchäfte erlauben, das Amt eines 
Beiſitzers beim Mieteinigungsamt annehmen. 

Im Auftrage. 
III 18187. v. Meyeren. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten (ausſchließlich Poſen) und den 
Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage. 
Charlottenburg, den 22. November 1919. 

Die Mieteinigungsämter haben ſich für alle beteiligten Kreiſe im allgemeinen als 
eine gute Einrichtung erwieſen. Ihre Wirkſamkeit im Sinne des Geſetzes ijt jedoch weſent⸗ 
lich mit bedingt von der Mitwirkung geeigneter Beiſitzer. Leider ijt es mit Schwierig” 
keiten verbunden, die nötigen Beiſitzer aus dem Kreiſe der Mieter aufzubringen, insbeſondere 
auch deshalb, weil der erwerbstätigen Bevölkerung, die hier zumeiſt in Frage kommt, die 
Aufbringung der zur Wahrnehmung des Beiſitzeramts nötigen Zeit nur in beſchränktem 
Umfang möglich iff. Dieſer Übelſtand wird noch empfindlicher, wenn alle Mieteinigungs⸗ 
ämter nach dem Vorgehen des Berliner Amtes in der doppelten Beſetzung der Beifiger 
verhandeln werden. 

Unter ſolchen Verhältniſſen wird es in Mieterkreiſen ſchmerzlich empfunden, daß den 
Beamten des Reichs, der Länder und der Gemeinden ſowie den Lehrern die Ausübung 
des Amtes als Mieterbeiſitzer bisher nur in einzelnen Fällen möglich ift. Die Beteili⸗ 
gung fei genannten Kreiſe der Bevölkerung im weiteſten Umfang iſt daher ein dringendes 
Bedürfnis. i 

An die beteiligten Behörden ergeht daher bie Bitte, den Beamten und Lehrern die 
Übernahme eines Beiſitzeramts beim Mieteinigungsamte grundſätzlich zu geſtatten und ihnen 
die MINE dieſes Amtes durch geeignete Maßnahmen in ausreichendem Maße zu er- 
möglichen. : 

Die Beſchleunigung der erbetenen Anordnungen iſt dringend nötig, weil der Bedarf 
an Mieterbeiſitzern infolge der Erweiterung der Aufgaben des Mieteinigungsamts gerade 


in neueſter Zeit erheblich geſtiegen iſt. 


Arbeitsausſchuß der Mieterbeiſitzer des Charlottenburger Mieteinigungsamts. 


An das Preußiſche Staatsminiſterium, Berlin. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 3. Dezember 1919. 

Abſchrift überſende ich mit der ergebenen Bitte, die unterſtellten Behörden zu erſuchen, 
ihren Beamten nahezulegen, das Amt eines Beiſitzers beim Mieteinigungsamt anzunehmen. 
Wie in der Eingabe zutreffend ausgeführt iſt, iſt ein erheblicher Mangel an geeigneten 
Mieterbeiſitzern vorhanden. Dieſem Umſtand iſt es zuzuſchreiben, daß bei manchen 
Einigungsämtern die Beiſitzer des organiſierten Hausbeſitzes einen Einfluß auf die Ent⸗ 
ſcheidung über die Höhe der Mietzinsſteigerungen erlangt haben, der nicht immer erwünſcht 
iſt. Von dem Veranlaßten bitte ich ergebenft mir Kenntnis geben zu wollen. 


An den Herrn Präſidenten des Staatsminiſteriums und die Herren Staatsminiſter. 


Oſtmarkenzulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 20. Dezember 1919. 


Die Beamten in dem von den Polen beſetzten Gebiete haben infolge Zahlungsverbots 
des polniſchen Oberſten Volksrats im allgemeinen die Oſtmarkenzulage in dieſem Jahre 
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nicht erhalten. Die nachgeordneten Behörden, die Veamte aus dem benannten Gebiete 
übernommen haben oder noch übernehmen werden, werden hiermit angewieſen, die etwa 
rückſtändige Oſtmarkenzulage bis zum Ablaufe des Vierteljahrs, in dem die Beamten die 
mit der Zulage bedachten Landesteile verlaſſen bzw. verlaſſen haben, an die Beamten 
zu zahlen. : : 

Für bie Buchung und Verrechnung der Zulagen find bie Beſtimmungen in dem im 
Auszuge beiliegenden Erlaſſe des Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des 
Innern vom 6. Juli 1903 zu beachten. 

In Vertretung. 

ZB. I 1648. 1 14904. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C2, den 6. Juli 1908. 

Für die Buchung und Verrechnung der Zulagen werden im Einverſtändnis mit der 
Königlichen Ober⸗Rechnungskammer folgende Beſtimmungen getroffen: 

1. Die Ausgaben an Erziehungsbeihilfen (Kapitel 62 Titel 10) und an nichtpenſions⸗ 
fähigen Gehaltszulagen (Kapitel 63 Titel 5) ſind einzeln in den Kaſſenrechnungen der 
betreffenden Verwaltungen in einer für jeden Fonds anzulegenden Nebenſpalte ohne wieder⸗ 
holte namentliche Aufführung des Empfängers an derjenigen Stelle mit zum rechnungs⸗ 
mäßigen Nachweiſe zu bringen, an welcher die Hauptdienſteinkünfte des Beamten in Aus⸗ 
gabe erſcheinen; die Nebenſpalten ſind zu überſchreiben: 

Für Rechnung der Fonds Kapitel 62 Titel 10 (Kapitel 63 Titel 5) Erziehungs⸗ 
beihilfe (nichtpenſionsfähige Gehaltszulage) Iſtausgabe — bzw. Reit —. 

2. In ähnlicher Weiſe erfolgt der ſpezielle rechnungsmäßige Nachweis der Ausgaben 
an widerruflichen Penſionszulagen (Kapitel 63 Titel 5) in der Zivilpenſionsrechnung der 
Regierungshauptkaſſe bzw. in den Rechnungen und den dazugehörigen Zahlungsnach⸗ 
weiſungen der Spezialkaſſen unter Benutzung der Spalte „Bemerkungen“ ebenfalls an 
derjenigen Stelle, an welcher die geſetzliche Penſion des Penſionärs in Ausgabe erſcheint. 

3. In der Hauptrechnung der Regierungshauptkaſſe ſind die für Rechnung eines 
jeden der bezeichneten Fonds geleiſteten Ausgaben ſummariſch nachzuweiſen, und zwar 
dergeſtalt, daß 

a) die Rechnungen der Regierungshauptkaſſe ſelbſt, in welchen der ſpezielle Nach⸗ 
weis enthalten iſt, 
b) ſoweit der Nachweis in den Rechnungen anderer Kaſſen, wie beiſpielsweiſe 
Eiſenbahnhauptkaſſen, Juſtizhauptkaſſen, Hauptſteuerämter, geführt iſt, dieſe 
Kaſſen unter Bezeichnung der Rechnungen 
mit den Geſamtbeträgen erſichtlich gemacht werden. 

Die vom Kaſſenkurator viſierten Erſtattungsquittungen der Kaſſen zu b ſind von 
dieſem am Fuhe mit der Bezeichnung der Rechnung zu verſehen, in welcher der Betrag 
nachgewieſen wird. 

4. Die Quittungen der einzelnen Empfänger haben die geſamten Bezüge, alſo auch 
die aus den bezeichneten Fonds gezahlten Beträge zu umfaſſen. 

Bezüglich der Penſionsquittungen ergeht ſpäter Beſtimmung. 

5. Die Manuale ſind entſprechend einzurichten. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
FM. 1 9281, II 6476. — M. d J. C 999. — M. f. L. I A a/b 3968. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Poſen, Bromberg, Danzig und Marienwerder. 


Tarifvertrag für die Lohnangeſtellten niederer Ordnung (Lohnempfänger). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 24. Dezember 1919. 


Der Tarifvertrag für die Lohnangeſtellten niederer Ordnung (Lohnempfänger) bei den 
Verwaltungsbehörden des Reichs und Preußens iſt am 7. November d. J. von ſämtlichen 


Anlage 
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Beteiligten unterzeichnet worden. Der Vertrag, der aus einem Manteltarifvertrag (Nege- 
lung der allgemeinen Arbeitsbedingungen) für die Lohnempfänger bei ſämtlichen Ver⸗ 
waltungsbehörden des Reichs und Preußens und aus einem Lohntarif für die Lohn⸗ 
empfänger bei den Reichs⸗ und Staatsbehörden in Groß-Berlin beſteht, iſt mit Wirkung 
vom 1. September d. J. in Kraft getreten. ` 

Eine Gegenüberſtellung und Kürzung des Lohnes im Sinne der Beſtimmung im 
Abf. 9 des Runderlaſſes vom 30. April d. J. (ZB. 1378) iſt nicht vorgeſehen. — Soweit 
erforderlich, ſind die Lohnnachzahlungen und die Auszahlung der Löhne nach dem neuen 
Tarife tunlichſt bald herbeizuführen; wegen der Zahlung der für Groß-Berlin geltenden 
erhöhten Löhne iſt beſondere Verfügung ergangen. Es wird jedoch ausdrücklich darauf 
hingewieſen, daß ſich Nachzahlungen nur auf ſolche Lohnempfänger zu erſtrecken haben, die 
am 7. November d. J. noch im Dienſte ſtanden, nicht aber auf diejenigen, welche vor 
dieſem Tage bereits ausgeſchieden waren. 

Der Manteltarifvertrag wird demnächſt folgen. 

Den in meiner Verwaltung beſchäftigten Lohnempfängern iſt von dieſer Verfügung 
und dem Manteltarifvertrage Kenntnis zu geben. 

Im Auftrage. 

JB. 1 9279. Frick. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich Porzellan 
manufaktur). 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 22. Dezember 1919. 


Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaſſe 
vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März 1919, HM Bl. S. 46) werden 
rückwirkend vom 1. Januar 1919 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A des Wohnungsgeld- 
zuſchußtarifs noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


im Regierungsbezirk Merſeburg: 
Halle, 
! im Regierungsbezirk Schleswig: 
die Inſel Helgoland, 
im Regierungsbezirk Cöln: 
Stadtkreis Bonn, Bürgermeiſterei Heumar (Samtgemeinde). 
Ferner werden gleichfalls mit Wirkung vom 1. Januar 1919 ab in das Verzeichnis 
derjenigen Bezirke und Orte, die als „teuere Orte“ im Sinne der Vorſchriſten über die 
Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln find, noch folgende Orte aufgenommen: 


im Regierungsbezirk Frankfurt a. O.: 
Stadt Lübbenau, die Städte Dobrilugk und Kirchhain im Kreiſe Luckau, Bahnhof Bahnsdorf, 
im Regierungsbezirk Poſen: 
die Städte Meſeritz, Schwerin a. W. und Rawitſch, 
im Regierungsbezirk Erfurt: 
die Städte Langenſalza, Mülhauſen (Thür.), Schleuſingen, 
im Regierungsbezirk Schleswig: 
Huſum, die Stadt Kappeln und die Landgemeinde Barsbüttel (Kreis Stormarn), 
im Regierungsbezirk Hildesheim: 
die Städte Einbeck und Northeim i. Hann., 


A im Regierungsbezirk Stade: 
Gemeinde Embſen (Kreis Achim), 


„ 
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im Regierungsbezirk Cöln: : 
Bürgermeiſterei Türnich, die Städte Euskirchen und Wipperfürth, die Gemeinde Liblar 
(Kreis Euskirchen), die Orte Elsdorf (Kreis Bergheim), Niedergaul (zur Gemeinde und 
Vürgermeiſterei Klüppelberg gehörend), Lindlar (zur Gemeinde und Bürgermeiſterei Lindlar 
gehörend), Engelskirchen (zur Gemeinde und Bürgermeiſterei Engelskirchen gehörend). 
Im Auftrage. 
ZB. I 2177. Frick. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. l 


Perſonalakten der Beamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Verlin W. 9, den 30. Dezember 1919. 

Nach einem Beſchluß der Preußiſchen Staatsregierung iſt den Beamten und mit ihrer 
Genehmigung auch dem Vorſitzenden des für fie zuſtändigen Beamtenausſchuſſes die Einſicht⸗ 
nahme in ihre bei der Dienſtbehörde geführten Perſonalakten zu gewähren, ſoweit dieſe 
nach dem 1. Oktober 1919 angelegt ſind. Die bis dahin geführten Perſonalakten ſind zu 
ſchließen. In die neuen Perſonalakten find alle Stücke aufzunehmen, die nach dem 
9. November 1918 vollzogen find. 

Zur Ausführung dieſes Beſchluſſes beſtimme ich, daß die bei den Behörden meines 
Geſchäftsbereichs geführten Perſonalakten ſämtlicher Beamten mit dem 31. d. M. zu 
ſchließen ſind. Soweit ſich in den Akten Geſchäftsſtücke, die nach dem 9. November 1918 
vollzogen ſind, befinden, ſind dieſe zu entheften und in die neuen Perſonalakten des 
Beamten zu übernehmen, die in dieſen Fällen unverzüglich anzulegen ſind. Bei Beamten, 
deren Akten ſeit dem 9. November 1918 vollzogene Schriftſtücke nicht enthalten, kann die 
Neuanlegung der Akten nach und nach erfolgen, ſobald dafür aftenreife Geſchäftsſtücke 
vorhanden ſind. 

In Vertretung. 
ZBI 2046. I 13594. Dönhoff. 
Au die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


ä — —— — —-— —-— — 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Handelskammer in Halle a. S. 


Der Bezirk der Handelskammer zu Halle a. S. iſt auf den Kreis Schweinitz aus⸗ 
gedehnt und die Zahl der Mitglieder der erweiterten Handelskammer auf 48 feſtgeſetzt worden. 
lla 5148 JI. 


Anſtellung und Vereidigung von Dolmetſchern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 30. Dezember 1919. 


Gemäß 8 42 des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 1870 und 
19. Auguſt 1897 (Geſetzſamml. S. 134 und 343) ſind die Handelskammern nur befugt, 
Dispacheure und ſolche Gewerbetreibenden der in § 36 der Gewerbeordnung bezeichneten 
Art, deren Tätigkeit in das Gebiet des Handels fällt, öffentlich anzuſtellen und zu be⸗ 
eidigen. Zu dieſen Perſonen gehören Dolmetſcher, auch wenn ſie den Beruf gewerbsmäßig 
ausüben, nicht. s 

Ich verkenne nicht, daß gerade im beſetzten Gebiet und in den angrenzenden Bezirken 
ein Bedürfnis nach vereidigten Dolmetſchern beſteht. Der in Vorbereitung befindliche 
Entwurf eines Geſetzes über die Induſtrie⸗ und Handelskammern erweitert deshalb den 
Kreis der von den Kammern öffentlich anzuſtellenden und zu vereidigenden Perſonen, indem 
er den Zuſammenhang mit 8 36 der Gewerbeordnung löſt. Bei der gegenwärtigen Rechts⸗ 
lage wird ſich das Bedürfnis dadurch befriedigen laſſen, daß die Landgerichtspräſtdenten 


eT 
wagt I 
sese 


untage 2. 


Anlage 7 
Anlage ^ 

qoae b. 
| Anlage g. 


B 
Dolmetſcher für gerichtliche Angelegenheiten gemäß § 10 der Allgemeinen Verfügung vom 
5. Februar 1900 (IMBI. S. 48) im allgemeinen beeidigen und in das gemäß $7 zu 
führende Verzeichnis eintragen. Denn wenn auch der geleiſtete Eid ſich nur auf gerichtliche 
Angelegenheiten bezieht, ſo genießen doch erfahrungsgemäß die von der Juſtizverwaltung 
ausgewählten und beeidigten Sachverſtändigen auch in anderen Angelegenheiten das Ver⸗ 
trauen der Beteiligten. Die Eintragungen in das Verzeichnis werden zwar durch die 
Juſtizbehörde nicht veröffentlicht, doch iſt die Einſicht des Verzeichniſſes jedem geſtattet. 
Den in dieſer Weiſe beeidigten Dolmetſchern ift es nicht erlaubt, jid) als öffentlich beſtellte 
oder allgemein als beeidigte Dolmetſcher zu bezeichnen; wohl aber ſteht es ihnen frei, ſich 
„für die Gerichte des Landgerichtsbezirk ss. beeidigte Sachverſtändige“ zu 
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nennen (8 5 der Allgemeinen Verfügung vom 5. Februar 1900). 
Im Auftrage. 
la 5145. Neuhaus. 


An die Handelskammer in N. N. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Reiſeverkehr mit dem vom Feinde beſetzten Gebiete. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9; den 18. Dezember 1919. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 4. d. M. (HMBl. 1919 S. 339, betreffend Vorſchriften 
über die Einreiſe in das engliſcher- und belgiſcherſeits beſetzte Gebiet, überſende ich anbei 
die Beſtimmungen über die Einreiſe in die anderen Teile des beſetzten Gebiets, und zwar: 

1. Anlage 1. Geleitbrief für Einreiſe in das amerikaniſche beſetzte Gebiet; 

2. Anlage 2. Anweiſung und Formular für die Einreiſe in das von der X. fran- 
zöſiſchen Armee beſetzte Gebiet. Die Trennungslinie zwiſchen der amerifanifchen 
und der franzöſiſchen Zone bildet zurzeit die Südgrenze der Kreiſe Weſterburg, 
Montabaur, Neuwied, dann linksrheiniſch die Moſel; 

3. Anlage 3. Beſtimmungen über die Einreiſe in die beſetzte linksrheiniſche Pfalz; 

4. Anlage 4. Beſtimmungen für die Ginreije nach Elſaß-Lothringen; 

5. Anlage 5. Einreiſe in das geſamte beſetzte weſtliche Gebiet; 

Anlage 6. Beſtimmungen über die Einreiſe in die von den Polen beſetzten 
Gebiete der Provinz Poſen. f 
. Im Auftrage, 
IIb 7390. Neuhaus. 
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An bie Handelskammern im unbeſetzten Gebiet. 


Anlage 1. 
Permission to travel. 


Geleitbrief. 


I the undersigned 
Ich Unterzeichneter 
Name Christian (Name) 
Name uc ai aea A C Vorname 


LONE I ‚ ‚, —r̊m̊ ᷑éõ r ⁰ e 


Profession 

Stand „ MEMO. nu ee ee al % „ S M 

Born At 

Geboren F in «Nos / - . 4e „8 

Nationality 

Nationalität 

Living at 

Wohnhaft zu „„ W NM — r ( LA A , „% =- "XUI o T, ZZ NE 

Request the Military Authorities to issure à travel permit, good for one trip (and retourn) to 

richtet an die Militärbehörde folgende Anfrage für einen Geleitbrief, gültig für eine Reiſe 
ehem . LOG ee Ras zu begeben!) 

Towns or Districts l 

e 

Method of Transportation 

Verkehrsart 

Approximate Duration of Trip 


Reasons for trip 
EZ ²˙·¹•̃ . ULL ECT S ecc E RE 


1) lf the applicant is accompanied by children under 12 years it must be stated hereon. 


) Sollte ber Bittende von Kindern unter 12 (zwölf) Jahren begleitet fein, muß es auf der Anfrage 
angegeben ſein. 


Certification of the Mayor. 
Gutachten des Bürgermeiſters. 


| the undersigned certify that the identity of the person requesting the above is 
known to me (or that this person has submitted the necessary proof to establish his 
identity), and that the above statement is correct. 

Ich Unterzeichneter beſcheinige, daß bie Identität des Bittenden mir befannt ijf (oder 
daß der Bittende mir die nötigen Papiere für die Rechtfertigung ſeiner Identität vorgelegt 
hat) und daß die oben gemachten Angaben richtig ſind. 

Remarks on the above (if any). 


Gutachten über die angegebenen Gründe (und andere etwaige Bemerkungen). 


(Ortsangabe.) den 


Seal. Mayors Signature. 
(Siegel.) Unterſchrift des Bürgermeiſters. 


Anmerkung: Für Einreiſe in das von den Amerikanern beſetzte Gebiet genügt vorliegender Geleit⸗ 
brief, der vom Bürgermeiſter geſtempelt und begutachtet ſein muß. Vor Antritt der Rückreiſe iſt Stempelung 
in Coblenz beim amerikaniſchen Hauptpaßamt (Rückseite des Regierungsgebäudes) notwendig. — Perſönliches 
Erſcheinen bei Vorlage im Hauptpaßamt erforderlich. Neutraler Abſchnittskdr. III. 
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Anlage 2. Formular Nr. 101, 


Zivilkommiſſariat 
für den preuß. Teil des Abſchnitts IV 
der neutralen Zone. Frankfurt a. M. 
Blittersdorffplatz 27. 


Dienſtſtunden von 8—1 Uhr. 
Sonntags geſchloſſen. 


Anweiſung 


für 


die Einreiſe aus dem unbeſetzten Deutſchland nach dem von der 
10. franzöſiſchen Armee beſetzten Gebiet. 


Jeder Einreiſende über 12 Jahre benötigt einen, von der zuſtändigen Polizeibehörde 
ausgeſtellten deutſchen Reiſepaß (Nationalpaf), der mit dem Sichtvermerk der 
Kontrollbehörde der Beſatzungsarmee verſehen wird. 

Geſuche um Eintragung des Sichtvermerks in den Reiſepaß ſind unter Verwendung 
des Formulars Nr. 100 und Beifügung des deutſchen Reiſepaſſes an das Zivil- 
kommiſſariat für den preußiſchen Teil des Abſchnitts IV der neutralen Zone, 
Frankfurt a. M., Blitters dorffplatz 27, durch Einſchreibebrief einzureichen. 

Das Zivilkommiſſariat beantragt bei der franzöſiſchen Militärbehörde den Sicht⸗ 
vermerk und ſendet dann umgehend durch eingeſchriebenen Eilbotenbrief dem Antragſteller 
den damit verſehenen Neifepaf; zurück. Die mit dem Sichtvermerk verſehenen Reiſepäſſe 
berechtigen innerhalb der angegebenen Zeit ohne weiteres zur Ein⸗ und Ausreiſe. 

Die Päſſe find ſtets eingeſchrieben zu ſenden. 

Das Zivilkommiſſariat iſt nicht befugt, den Sichtvermerk ſelbſt einzutragen, ſondern 
vermittelt nur den Verkehr mit den franzöſiſchen Behörden, auf deren Entſcheidung es 
keinerlei Einfluß hat. 

Perſönliche Vorſprache in Frankfurt a. M. wegen Veſchleunigung des Geſuchs iſt 
zwecklos und für den Antragſteller nur mit unnötigen Reiſekoſten verknüpft. i 

Es wird deshalb dringend gebeten, die Benachrichtigung am jetzigen Aufenthaltsort 
abzuwarten. 

Ginveifegefudje in die Pfalz und Elſaß-Lothringen find an bie Paßſtelle Mannheim, 
Schloß, rechter Flügel, II. Stock, zu richten. 

Es wird ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, daß die Höchſtgrenze der Einreiſe⸗ 
dauer auf drei Monate für jeden einzelnen Fall feſtgeſetzt iſt. Dauerpäſſe werden von 
den Franzoſen nicht ausgeſtellt. 


Zivilkommiſſariat für den preuß. Teil 
des Abſchnitts IV der neutralen Zone. 


Dienſtſtunden von 8—1 Uhr — Sonntags geſchloſſen. 
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Formular Nr. 100. 
Zu Anlage 2. 


An das 
Zivilkommiſſariat für den preußiſchen Teil des Abſchnitts IV der neutralen Zone 


Frankfurt a. M. 
Blittersdorffplatz 27. 


Beiliegend überſende ich meinen Reiſepaß mit der Bitte um Eintragung des Sicht⸗ 
vermerks durch die franzöſiſche Kontrollbehörde zur Reiſe nach: 


er „ M Kres ma TL , 


a AR FE , / VETE LI ATUM 
ß ee TER 


hoe PORE RUN 3r 
NB. Als Unterlagen find beizufügen: 


a) Bei Kurgebrauch unb Erkrankung von Angehörigen — Arztliches Atteſt. 

b) Bei Geſchäftsreiſen — Dringlichkeitsbeſcheinigung der Handelskammer. 

c) Bei Gerichtsſachen — Gerichtliche oder notarielle Vorladungen, die auf einen 
beſtimmten Tag lauten können. 

d) Bei Ferienaufenthalt — Beſcheinigung über Feriendauer. 

e) Beſuch von Unterrichtsanſtalten — Aufnahmebeſcheinigung. 


Es empfiehlt ſich, von wichtigen Urkunden nur amtlich beglaubigte Abſchriften 
einzureichen. 


Anlage 3. 
A. Einreiſe in die beſetzte lintsrheinifche Pfalz. 


I. Zivilperjonen, die zu dauerndem Aufenthalt einreiſen wollen, haben einen 
nationalen Reiſepaß mit ausgefülltem Antragsformular”) an den Abſchnitt V ber neutralen 
Zone in Karlsruhe, Schloß, oder deſſen Paßſtelle in Mannheim, Schloß, einzuſenden. 
Dem Antrag iſt eine bürgermeiſterörtliche Beſcheinigung des Zielorts beizufügen, daß dem 
Zuzug keine Hinderniſſe im Wege ſtehen. 

II. Zivilperſonen, die zu vorübergehendem Aufenthalt einreiſen wollen, haben 
ihren Reiſepaß mit ausgefülltem Antragsformular“) dem Abſchnitt V ber neutralen Zone 
in Karlsruhe, Schloß, oder deſſen Paßſtelle in Mannheim, Schloß, einzureichen. Bei 
Geſchäftsreiſen find Referenzen, bei Reiſen zu perſönlichen Zwecken genaue Adreſſen am 
Zureiſeort anzugeben. Die Begründung des Einreiſegeſuchs muß auf Tatſachen beruhen, 
da die franzöſiſchen Behörden die Angaben nachprüfen. Wer mehrere Orte bereiſen will, 
muß einen Platz als Hauptort bezeichnen, an welchem die franzöſiſche Behörde ihre 
Erkundigungen einziehen kann. Es empfiehlt ſich hierbei denjenigen Ort anzugeben, welcher bei 
der Reiſe zuerſt berührt werden ſoll. Hier muß dann vor Antritt der Weiterreiſe bei dem 
zuſtändigen franzöſiſchen Kontrolloffizier die Genehmigung zur Weiterreiſe nach dem nächſten 
Orte nachgeſucht werden. Aufenthaltsdauer bis höchſtens zwei Monate. 


) Die Antragsformulare — für die Pfalz und den Brückenkopf Kehl getrennt — ſind bei den 
Bezirksämtern erhältlich. Diefe können Muſter bei Abſchnitt V der neutralen Zone in Karlsruhe, Schloß, 
oder bei deſſen Paßſtelle in Mannheim, Schloß, beziehen. 


madjojaa n? Ihapluıayng 12(p1]112Q u, aago Hıapluauıplog ur 176 Bunyinleng aıg 
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III. Beamte, die in der Pfalz einen Dienſt anzutreten haben, reichen bei ihrer 
Dienſtſtelle ein von dieſer erhältliches Formular (Formular O) ein. Iſt von der franzöſiſchen 
Behörde (Contrôle provincial) bie Einreiſe genehmigt, fo beantragen fie bei der Paßſtelle 
Mannheim die beſchleunigte Erteilung des Viſums unter Beifügung des Reiſepaſſes, der 
Verſetzungsverfügung und der Verfügung der Contröle provincial in Speyer. 

IV. Entlaſſene Heeresangehörige, die in der Pfalz ausgehoben ſind und auf 
einen in der Pfalz liegenden Ort ausgeſtellte Entlaſſungspapiere beſitzen, können ohne 
weiteres einreiſen. Sie melden fid) beim Abſchnitt V ber neutralen Zone, Paßſtelle Mann⸗ 
heim, Schloß, und werden von dort einem franzöſiſchen Quarantänelager zugeführt, in 
dem ſie eine kurze Quarantäne durchzumachen haben. 

V. Aktive Militärperſonen können nur in ganz beſonders dringenden Fällen 
und für kurze Dauer einreiſen. Es kommen für ſie die gleichen Beſtimmungen wie für 
Zivilperſonen (vgl. Ziffer II) in Frage. Die Einreiſe kann nur in Zivil erfolgen. 

VI. Zum eintägigen Aufenthalt in Ludwigshafen iſt ein Brückenpaß bei der 
Paßſtelle in Mannheim, Schloß, zu beantragen, welche den Autrag mindeſtens 
24 Stunden zuvor in Händen haben muß. Die Ausgabe der Brückenpäſſe erfolgt täglich 
nachmittags 3 Uhr bei der Paßſtelle in Mannheim. Die Inhaber von Brückenpäſſen 
müſſen mit einem Perſonalausweis irgendwelcher Art verſehen ſein, da ſonſt das Über⸗ 
ſchreiten der Brücke ſeitens der franzöſiſchen Behörden verweigert wird. 

VII. Die Genehmigung durch die franzöſiſchen Behörden nimmt etwa zwei bis drei 
Wochen in Anſpruch. Jeder Einreiſende hat ſich innerhalb 24 Stunden bei dem Kontroll⸗ 
offizier des Pfälzer Bezirks zu melden. Solche franzöſiſchen Kontrolloffiziere befinden ſich 
in: Bergzabern, Dürckheim, Germersheim, Kaiſerslautern, Kußl, Ludwigshafen, Pirmaſens, 
Landau, St. Ingbert, Zweibrücken, Frankenthal, Homburg, Kirchheimbolanden, Neuſtadt, 
Rockenhauſen, Speyer. 


B. Einreiſe in den Brückenkopf Kehl. 

J. Zivilperſonen, die zu vorübergehendem (Höchſtdauer zwei Monate) ober 
dauerndem Aufenthalt in den Brückenkopf Kehl einreiſen wollen, reichen ihren nationalen 
Reiſepaß mit ausgefüllten (rotem) Antragsformular“) an den Abſchnitt V der neutralen 
Zone in Karlsruhe, Schloß (nicht nach Mannheim), ein. 

II. Für entlaſſene Heeresangehörige kommen die gleichen Beſtimmungen wie 
unter B. I angegeben in Betracht. 

III. Aktive Militärperſonen können nur in ganz beſonders dringenden Fällen 
und für kurze Dauer einreiſen. Es gelten dann die gleichen Beſtimmungen wie ımter 
B. I. Die Einreiſe muß in Zivil erfolgen. 

IV. Die Genehmigung ſeitens der franzöſiſchen Behörden nimmt etwa zwei bis drei 
Wochen in Anſpruch. 


9 Die Antragsformulare für die Pfalz und den Brückenkopf Kehl getrennt ſind bei den 
Bezirksämtern erhältlich. Dieſe können Muſter bei Abſchnitt V der neutralen Zone in Karlsruhe, Schloß, 
oder bei deſſen Paßſtelle in Mannheim, Schloß, beziehen. 


Anlage 4. 


C. Einreiſe nach Elſaß⸗Lothringen. 
I. Zu dauerndem Aufenthalte dürfen ohne weiteres nur Perſonen einreiſen, 


die entweder vor dem 20. Mai 1871 in Elſaß⸗Lothringen geboren find oder väterlicherſeits 
einen direkten Vorfahren haben, der vor dem 20. Mai 1871 dort geboren iſt, und zwar: 


a) Zivilperſonen, 

b) entlaſſene Heeresangehörige, die nach einem Ort in Elſaß Lothringen 
entlaſſen wurden, 

e) Witwen, auch wenn deren Ehemann ein Reichsdeutſcher war, ſofern ſie die 
Todesurkunde ihres Mannes beibringen, 

d) geſchiedene Frauen, ſofern ſie den amtlichen Nachweis ihrer Scheidung 
beibringen, auch wenn ſie mit einem Reichsdeutſchen verheiratet waren. 
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II. Einer beſonderen Genehmigung durch die franzöſiſchen Behörden bedürfen: 
a) die in Ziffer I genannten Perſonen, die nur zum vorübergehenden Aufenthalt 
einreiſen wollen, und 
b) die nicht unter Ziffer I fallenden Perſonen, welche zu dauerndem oder 
vorübergehendem Aufenthalt einreiſen wollen (aljo alle Nichtelſäſſer). 


Dieſe Perſonen haben an den Abſchnitt V ber neutralen Zone in Karlsruhe, Schloß, 


ein Geſuch mit folgenden Angaben einzureichen: 
Vor⸗ und Zunamen, Geburtsort und »datum, Staatsangehörigkeit, genaue 
Wohnung, Reiſeziel und genaue Begründung der Reiſe, Angabe einer Perſon am 
Reiſeziel, die über den Antragſteller Auskunft geben kann, eine Photographie. 


III. Alle in Ziffer I und II aufgeführten Perſonen haben ſich in Raſtatt auf der 
Bahnhofskommandantur zu melden. Dort werden ſie dem franzöſiſchen Sammellager 
zugeführt, wo ſie eine Quarantäne durchzumachen haben, die mitunter 2 bis 3 Wochen 
dauert. Es wird deshalb den Einreiſenden geraten, ſich ein bezirksärztliches Zeugnis zu 
verſchaffen, aus welchem hervorgeht, daß ſie geſund ſind und daß an dem Ort, an welchem 
fie fid) zuletzt aufgehalten haben, keinerlei Fälle von übertragbaren Krankheiten vorge- 
konmen find. 


Anlage 5. 
D. Einreiſe in das geſamte beſetzte Gebiet 
(mit Ausnahme von Elfaß- Lothringen und Brückenkopf Kehl). 


J. Das Abſchnittskommando kann die Einreiſegenehmigung für das ganze von der 
Entente beſetzte Deutſchland (alfo auch in das von amerikaniſchen, engliſchen und belgiſchen 
Truppen beſetzte Gebiet) vermitteln. Anträge find zu richten an den Abſchnitt V der 
neutralen Zone in Karlsruhe, Schloß, oder deſſen Paßſtelle in Mannheim. Erforderlich 
ſind ein deutſcher nationaler Reiſepaß und ein auf den Bezirksämtern bezw. den Paßſtellen 
erhältliches Antragsformular. Die Ginreije erfolgt über die Brücke Mannheim Ludwigs⸗ 
hafen, die Ausreiſe kann auch auf einem anderen Rheinübergang (Mainz —Coblenz oder 
Cöln) erfolgen, nachdem das Paßbüro der betreffenden Brücke die Genehmigung zum 
Übergang über den Rhein gegeben hat, was ohne weiteres geſchieht. Wird die Einreiſe 
über eine andere Brücke als Mannheim Ludwigshafen gewünſcht (alfo Mainz, Coblenz 
oder Cöln), ſo iſt dies in dem Antrag beſonders zum Ausdruck zu bringen. Den Einreiſe⸗ 
geſuchen ſind bei Geſchäftsreiſen Referenzen, bei Reiſen zu perſönlichen Zwecken genaue 
Adreſſen am Zureiſeorte beizufügen mit Angaben über den Zweck der Reiſe. Dieſe Angaben 
müſſen wahrheitsgetreu gemacht werden, da ſie von den alliierten Behörden auf die 
Richtigkeit hin geprüft werden. 


A Zur Beachtung! 

Es wird dringend geraten, die Einreiſegenehmigung am Orte des Wohnſitzes 
abzuwarten und nicht nach Karlsruhe oder Mannheim zuzureiſen. Alle genehmigten 
Reiſepäſſe erhalten das Viſum und werden den Geſuchſtellern mit der Poſt als porto- 
pflichtige Dienſtſache unter „Einſchreiben“ zugeſtellt. 


Infolge Auflöſung der Generalkommandos müſſen die bisher von den General⸗ 
kommandos ausgeſtellten Einreiſegenehmigungen für Reiſen nach den von den Polen beſetzten 
Gebieten der Provinz Poſen künftig von den Landräten und Polizeiverwaltungen der freis- 
freien Städte ausgeſtellt werden, bis eine endgültige Regelung erfolgt iſt. wc 

Die Genehmigung wird ortsanſäſſigen und als zuverläſſig bekannten Perſönlich⸗ 
keiten erteilt, wenn ein hinreichend begründetes Geſuch vorgelegt wird. 2 

Die Anträge müſſen unter Vorlage eines mit Lichtbild verſehenen Reiſeausweiſes des 
Antragſtellers, am beſten eines Reiſepaſſes, geſtellt werden. Die Einreiſegenehmigung iſt 
von der erteilenden Stelle auf dieſen Ausweis zu ſetzen. Es iſt darin die Zeit, innerhalb 
deren ſie gültig iſt, anzugeben. 


— a —œ432ä— Lʃ—— — — 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 


Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweißapparaten. 

Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins wird der in einer Größe hergeſtellte Azetylenſchweißapparat 
„Vulkan“ der Firma Max Schmidt, Apparate-Bauanſtalt in Berthelsdorf⸗Herrnhut für 
Preußen gemäß $ 12 ber Azetylenverordnung unter ber Typennummer Js» zum dauernden 
Betrieb in Arbeitsräumen und gemäß 8 14 a. a. O. unter der Typennummer Ass zur bore 
übergehenden Benutzung in Arbeitsräumen widerruflich unter den a. a. O. feſtgelegten 
Vorausſetzungen und Bedingungen zugelaſſen. 

Das Fabrikſchild des Apparats muß an den zu ſeiner Befeſtigung dienenden Zinn⸗ 
tropfen oder Nieten den Stempel des Sächſiſchen Gewerbeaufſichtsamts Zittau erkennen laſſen. 

Für die Zulaſſung gelten die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vorgeſchlagenen, 
den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 

Berlin, den 18. Dezember 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 13 286. von Meyeren. 


Einrichtung und Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 23. Dezember 1919. 


Die Ausführungsanweiſung zu 8 10 Abſ. 2 ber Aufzugsverordnung') ſchreibt vor, daß 
zwecks Reviſion und Nachſtellung weſentlicher Teile von Fangvorrichtungen, die unterhalb 
des Fußbodens des Fahrkorbes liegen, für Zugänglichkeit dieſer Teile geſorgt werden muß. 
Der Verband der Aufzugsfabrikanten hat gebeten, einheitliche Richtlinien für die Durch⸗ 
führung dieſer Forderung aufzuſtellen, und dabei darauf hingewieſen, daß ſie nicht nur in 
dem angegebenen Falle, ſondern allgemein zu ſtellen ſei, da auch bei obenliegender Fang⸗ 
vorrichtung die unterhalb des Fahrkorbes angeordneten Fußbodenkontakte, Klemmen, Stütz⸗ 
federn uſw. nachgeſehen und Seilrollen ſowie Spanngerüſte geſchmiert werden müßten. In 
Berückſichtigung dieſer Anregungen ändere ich nach voraufgegangener Beratung mit Sach⸗ 
verſtändigen die Ausführungsanweiſung zu § 10 Abſ. 2 a. a. O. wie folgt: 

Die Schachtgruben der Aufzüge ſind zwecks Überwachung und Inſtandhaltung der 
unterhalb des Fußbodens der Fahrkörbe liegenden Teile (Fangvorrichtungen, Kontakte, 
Klemmenbretter, Seilrollen uj.) 1 m unterhalb der tiefſten Ladebühne herabzuführen. Mit 
Berückſichtigung des Auslaufs der Fahrkörbe nach ihrer Stenerung in die Ruhelage ſind 
ſichere, bis zur Sohle der Grube reichende Abſtützvorrichtungen für den Fahrkorb bis zur 
Höhe von 0,7 m über Sohle anzubringen. Die Gruben ſind durch Schächte, Treppen oder 
auf andere Art zugänglich zu machen. Der Zugang zur Grube iſt unter Verſchluß des 
Aufzugswärters zu halten. Der Verſchluß darf nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis zu 
den Tür⸗ und Steuerverſchlüſſen der übrigen Zugänge zum Fahrſchacht ſtehen. In der 
Maſchinenſtube des Aufzugs oder an dem Zugang zu der Schachtgrube iſt ein Aushang 
mit der Vorſchrift anzubringen, daß der Aufzugswärter, falls die Grube betreten werden 
ſoll, den Aufzug ſo hoch zu fahren hat, wie es die Umſtände erfordern, und ſodann durch 
Herausziehen des Hauptſchalters oder andere Mittel die Einftenerung des Fahrſtuhls zu 
verhindern hat. 

Der vertieften Schachtgrube bedarf es nicht bei Handaufzügen, Laſtenaufzügen, deren 
Fahrkorb ordnungsmäßig nicht betreten werden kann, und bei kleinen Aufzügen. 


Im Auftrage. 
III 12604 2. Ang. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Poſen und Bromberg). 
) Vgl. MVL 1918 S. 211 und 1916 S. 867. 
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2. Gewerbeaufſicht. 
Militärpapiere der Gewerbeaufſichtsbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 98 9, den 15. Dezember 1919. 


Die in dem Erlaß vom 4. Februar 1919 (HM Bl. S. 37) erforderten Angaben über 
bie Militärverhältniſſe der Gewerbeaufſichtsbeamten, die an dem Kriege teilgenommen 
haben, gehen großenteils in ſo mangelhafter Form ein, daß ſie ihren Zweck nicht erfüllen. 
Sie ſollen, wie ich nochmals ausdrücklich hervorhebe, ſpäter bei der Feſtſetzung des Ruhe⸗ 
gehalts und der Hinterbliebenenbezüge als Unterlage für die Anrechnung von Kriegsjahren 
gemäß 8 17 des Zivilruhegehaltsgeſetzes dienen. Wann die einzelnen Beamten nach der 
Mobilmachung in das Heer eingetreten, wann ſie wieder in den Gewerbeaufſichtsdienſt 
zurückgetreten ſind, ob ſie ſich mindeſtens zwei Monate im Kriegsgebiet aufgehalten haben, 
und ob die Truppenteile, denen ſie angehörten, mobil waren oder nicht, iſt aus ihnen 
meiſt nicht mit Sicherheit zu entnehmen. Die einzelnen Angaben enthalten dabei oft eine 
ſolche Fülle von unklaren Abkürzungen, daß ſie nicht zu verſtehen ſind. Daten von 
Patenten ſind eingetragen, ohne daß auch nur angedeutet wäre, um welches Patent es ſich 
handelt. Da es lediglich im Intereſſe der Gewerbeaufſichtsbeamten liegt, dafür zu ſorgen, 
daß ihre Perſonalakten klare und beſtimmte Angaben hierüber enthalten, muß ich davon 
abſehen, in jedem Einzelfall auf die Mängel der eingereichten Angaben beſonders hinzu⸗ 
weiſen und zu deren Ergänzung aufzufordern. Es iſt aber allen Gewerbeaufſichtsbeamten 
zu eröffnen, daß ſie ſich die nachteiligen Folgen mangelhafter Angaben, die ſpäter für ſie 
und ihre Angehörigen recht unangenehm ſein können, ſelbſt zuzuſchreiben haben. Auf 
Wunſch ſind ihnen deshalb die Urſchriften der Militärpapiere zur Einſicht vorzulegen und 
iſt mir mit der Veränderungsnachweiſung im Herbſt 1920 eine Ergänzung der jetzigen 
Angaben einzureichen. 

Im Auftrage. 
III 13052. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, mit Ausnahme des in Poſen, und an den Herrn 
Polizeipräſidenten hier. 


$— Be 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch. (Krankenverſicherung.) 
Errichtung einer Betriebskrankenkaſſe. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin, den 13. Dezember 1919. 


Die Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Oberverſicherungsamts in N., betreffend 
die Genehmigung zur Errichtung einer Betriebskrankenkaſſe, weiſe ich als unbegründet 
zurück, weil das Oberverſicherungsamt aus zutreffenden Erwägungen die Genehmigung zur 
Errichtung der Betriebskrankenkaſſe erteilt hat. 

Weder aus dem Wortlaut des 8 245 der Reichsverſicherungsordnung noch aus feiner 
Begründung iſt zu entnehmen, daß für die Frage nach der dauernden Beſchäftigung von 
150 Arbeitern die Verhältniſſe in den drei letzten Geſchäftsjahren maßgebend ſein ſollen. 
In Ermangelung befonderer Vorſchriften muß vielmehr angenommen werden, daß unter 
freier Würdigung der tatſächlichen Verhältniſſe zu beurteilen iſt, ob die Wahrſcheinlichkeit 
für die dauernde Beſchäftigung einer ſolchen Anzahl von Arbeitern beſteht. Dies trifft in 
vorliegendem Falle zu. Der fragliche Betrieb beſchäftigt zur Zeit rund 800 Arbeiter. 
Nach der übereinſtimmenden Auffaſſung des Verſicherungsamts und des Oberverſicherungs⸗ 
amts ijt im Hinblick auf die Betriebseinrichtung der Firma mit ziemlicher Sicherheit zu 
erwarten, daß bie Arbeiterzahl noch erheblich zunimmt, aber völlig ausgeſchloſſen, daß fie 
unter die geſetzliche Mindeſtzahl für die Errichtung einer Betriebskrankenkaſſe ſinkt. Da 
andere Gründe, die die Errichtung der Betriebskrankenkaſſe als unzuläſſig erſcheinen laſſen, 
nicht geltend gemacht ſind und auch nicht vorliegen, ſo iſt die Genehmigung mit Recht 
erteilt worden. 

Im Auftrage. 
III. A. 186. gez. Bracht. 


An die Allgemeine Ortskrankenkaſſe in N. 


Aulage 
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Wochenhilfe und Wochenfürſorge. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin 28 66, den 31. Dezember 1919. 
Anliegend überſende ich zwei Abdrucke der im Reichsarbeitsminiſterium ausgearbeiteten 
Erläuterungen zu dem Geſetz über Wochenhilfe und Wochenfürſorge vom 26. September 
1919 (ROBI. ©. 1757) zur Kenntnis und Beachtung. 
Im Auftrage. 
Ula 222. Bracht. 


An die Oberverſicherungsämter (außer Poſen). 


Anlage. 


Reichsarbeitsminiſterium. Berlin, den 5. Dezember 1919. 


Erlünterungen 
zu 
dem Geſetz über Wochenhilfe und Wochenfürſorge vom 26. September 1919 
(RG Bl. S. 1757). 


Das Geſetz über Wochenhilfe und Wochenfürſorge vom 26. September 1919 (RGBl. 
S. 1757) beruht auf einer Vorlage, die aus der Mitte der Nationalverſammlung eingebracht 
worden iſt (zu vergleichen Druckſachen der Nationalverſammlung 1919 Nr. 833). Die der 
Vorlage beigegebene Begründung beſchränkt ſich im weſentlichen darauf, die Veranlaſſung 
zu dem Geſetze darzulegen, ſieht jedoch von einer Erläuterung der einzelnen Vorſchriften 
ab. Da hierdurch die Handhabung des Geſetzes erſchwert werden kaun, iſt von beteiligter 
Seite der Wunſch geäußert worden, daß das Reichsarbeitsminiſteriunn Erläuterungen zu 
dem Geſetze herausgeben möge. Dieſem Wunſche wird im folgenden Rechnung getragen: 

Das Geſetz führt nach dem Muſter der Kriegswochenhilfe, die ſich in ſozialpolitiſcher 
Beziehung bewährt hat und namentlich auf den Geſundheitszuſtand ſowie die Sterblichkeits⸗ 
ziffer der Neugeborenen von günſtigem Einfluß geweſen iſt, eine umfangreiche Fürſorge 
für Wöchnerinnen ein. Die Regelleiſtungen der Krankenkaſſen an Wochenhilfe für verſicherte 
Wöchnerinnen ſind gegenüber den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung weſeutlich 
erweitert. Ferner iſt die Familienhilfe, ſoweit ſie in Wochenhilfe beſteht, Regelleiſtung 
geworden. Endlich wird allen minderbemittelten Wöchnerinnen, die nicht ſchon nach 
ſonſtigen Vorſchriften einen Anſpruch auf Wochenhilfe haben, eine Wochenfürſorge aus 
Mitteln des Reichs zugewendet. Um die Krankenkaſſen in den Stand zu ſetzen, die Bei⸗ 
träge entſprechend den neuen Aufwendungen zu erhöhen, ſind die in der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung vorgeſehenen Beitragsgrenzen weſentlich hinaufgeſetzt. Außerdem ſieht das Geſetz, 
um eine übermäßige Belaſtung der Krankenkaſſen zu verhüten, eine Beteiligung des Reichs 
an den Koſten der Familienhilfe vor. Weitere Vorſchriften dienen der Überleitung der 
Kriegswochenhilfe in den Friedenszuſtand. Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 


Bug l 

Die Regelleiſtungen der reichsgeſetzlichen Wochenhilfe beſtanden bisher nur in Wochen⸗ 
geld. Nunmehr ſind außerdem Stillgeld ſowie ein Beitrag zu den Koſten der Entbindung 
und eine Beihilfe für Hebammendienſte und ärztliche Behandlung bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden zu gewähren. Da ferner auch die Familienhilfe, ſoweit ſie in Wochenhilfe 
beſteht, Regelleiſtung geworden iſt, fo war der § 179 bj. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, der den Kreis der „vorgeſchriebenen“ Leiſtungen der Krankenkaſſen, d. h. der 
Regelleiſtungen, umſchreibt, entſprechend abzuändern. Die Familienhilfe gehört, ſoweit jie 
die Gewährung von Krankenpflege und Sterbegeld betrifft, auch weiterhin nicht zu den 
Tee Leiſtungen der Krankenkaſſen und iſt ſomit freiwillige Mehrleiſtung 
geblieben. 
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Zu $ 2. 
a) Zu § 195a ber Reichsverſicherungsordnung. 

Die Leiftungen ber neuen Wochenhilfe entſprechen im weſentlichen den Leiſtungen der 
Kriegswochenhilfe, gehen jedoch zum Teil erheblich über fie hinaus. Um der ſeit Einführung dieſer 
Wochenhilfe eingetretenen Teuerung Rechnung zu tragen, iſt der Entbindungskoſtenbeitrag 
von 25 M auf 50 , der Höchſtbetrag der Beihilfe für ärztliche Behandlung und Heb- 
ammendienſte bei Schwangerſchaftsbeſchwerden auf 25 M erhöht worden. Ferner iſt die 
Dauer des Wochengeldbezugs von 8 Wochen auf 10 Wochen erweitert, von denen 
mindeſtens 6 in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das Wochengeld kann 
alſo bis zu 4 Wochen vor der Entbindung gezahlt werden. Um verſicherte Wöchnerinnen 
nicht ungünſtiger als minderbemittelte zu ſtellen, denen Wochenfürſorge aus Mitteln des 
Reichs zukommt (8 17 des Geſetzes) und die regelmäßig nicht verſichert find, ijt für das 
Wochengeld ein Mindeſtbetrag von 1,50 M täglich, für das Stillgeld ein ſolcher von 75 Pf. 
täglich feſtgeſetzt. Das Wochen⸗ und das Stillgeld ſind ferner, ebenſo wie bei der Kriegs⸗ 
wochenhilfe, für jeden Kalendertag zu zahlen. Das entſpricht, ſoweit das Wochengeld in 
Frage kommt, auch der Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts (Entſcheidung 2245, 
A. N. des RVA. 1916 S. 626). 

Nach dem bisherigen 8 195 Abſ. 2 der Reichs verſicherungsordnung konnte für Mit⸗ 
glieder von Landkrankenkaſſen, die nicht der Gewerbeordnung unterſtehen, die Dauer des 
Wochengeldbezugs bis auf 4 Wochen herabgeſetzt werden. Dieſe Vorſchrift iſt in das 
neue Geſetz nicht übernommen worden, um die landwirtſchaftlich verſicherten Wöchnerinnen 
nicht ungünſtiger als die gewerblich verſicherten zu ſtellen. Beſtimmungen in den Kaſſen⸗ 
ſatzungen über eine derartige Herabſetzung des Wochengeldes haben demnach mit dem 
Inkrafttreten des Geſetzes, alſo dem 1. Oktober 1919, ihre Geltung verloren. 


b) Zu § 195b ber Reichsverſicherungsordnung. 


Das Geſetz ſieht nicht nur neue Regelleiſtungen, ſondern auch neue Mehrleiſtungen 
der Krankenkaſſen vor. Während die geſetzliche Bezugsdauer des Wochengeldes bisher 
überhaupt nicht erweitert werden durfte, iſt nunmehr eine Erweiterung bis zur Höchſt⸗ 
dauer von 13 Wochen zuläſſig. Ferner kann die Dauer des Stillgeldbezugs, die bisher 
auf 12 Wochen beſchränkt war, bis auf 26 Wochen verlängert werden. 


c) Zu 8 195c der Reichsverſicherungsordnung. 


Im Auſchluß an die Vorſchriften der Kriegswochenhilfe (zu vergl. 8 4 der Bekannt. 
machung vom 3. Dezember 1914, § 12 Abſ. 3 der Bekanntmachung vom 23. April 1915) 
wird den Krankenkaſſen das Recht eingeräumt, ſtatt des Entbindungskoſtenbeitrags und 
der Beihilfe für Hebammendienſte und ärztliche Behandlung bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
entſprechende Sachleiſtungen zu gewähren. Um der Verwaltungsübung der Krankenkaſſen 
Rechnung zu tragen, wird es dabei ausdrücklich für zuläffig erklärt, ſtatt ſämtlicher in 
Frage kommenden Sachleiſtungen nur eine oder mehrere von ihnen, beiſpielsweiſe alſo 
entweder Hebammendienſte oder ärztliche Behandlung und Arznei, zu bewilligen. Dann 
iſt jedoch der Wöchnerin der durch die Sachleiſtungen nicht gedeckte Teil der Barleiſtungen 
auszuzahlen. Die Höhe des Abzugs für dieſe Sachleiſtungen iſt dem pflichtmäßigen 
Ernieſſen des Vorſtandes überlaſſen; der Abzug ijt nach dem Verhältnis ihres durch- 
ſchnittlichen Wertes zu dem Werte der Geſamtleiſtungen, die durch den Pauſchbetrag gedeckt 
werden ſollen, für alle Fälle einheitlich zu regeln. 


Zu 83. 

Die in dem bisherigen 8 197 der Reichsverſicherungsordnung vorgeſehene Erſtattungs⸗ 
pflicht der Krankenkaſſen betraf nur das Wochengeld, da nur dieſes bisher Regelleiſtung 
war. Da jetzt der Kreis der Regelleiſtungen erweitert iſt, war die Erſtattungspflicht ebenſo 
wie bei ber Kriegswochenhilfe (§ 9 der Bekanntmachung vom 28. Januar 1915) auf ſämt⸗ 
liche Leiſtungen dieſer Art zu erſtrecken. Für die baren Beihilfen nach 8 195a Nr. 1 und 3 
der Reichsverſicherungsordnung ſind dabei entſprechende Pauſchbeträge vorgeſehen. Bei 
der Beihilfe für Hebammendienſte und ärztliche Behandlung (Nr. 3 a. a. O.) handelt es 
ſich nicht um einen feſten Betrag, ſondern um einen Höchſtbetrag. Da die an die Stelle 
dieſer Beihilfe getretenen Sachleiſtungen nicht ſelten hinter dem Höchſtbetrag zurückbleiben 
werden, ſo iſt der Pauſchbetrag nicht auf den gleichen Betrag wie die Beihilfe ſelbſt, 
ſondern auf einen Durchſchnittsbetrag von 15 Jf bemeſſen. 
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Die Vorschrift des Abſ. 2 entſpricht ber Rechtſprechung des RBA., wonach der Er- 
ſtattungsanſpruch feine Höchſtgrenze in dem Betrage findet, den die erſtattungspflichtige 
Kaffe bei eigener Leiſtungspflicht an Wochengeld zu gewähren gehabt hätte (zu vergl. 
Entſcheidung 2146, A. N. des RV A. 1916 S. 350). 


Zu 88 4 bis 6. 

Die Streichung der hier bezeichneten Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung war 
geboten, weil die in ihnen vorgeſehenen Mehrleiſtungen nunmehr Regelleiſtungen der 
Krankenkaſſen geworden ſind. 

Zu 8 7. 


Die in dem bisherigen § 419 Abſatz 2 Halbſatz 2 der Reichsverſicherungsordnung 
angeführten 88 195 bis 200 der Reichsverſicherungsordnung ſind durch das neue Geſetz teils 
geändert, teils geſtrichen worden. Es war daher auf die an ihre Stelle getretenen Vor⸗ 
ſchriften zu verweiſen. Die ſich aus der entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchriften 
ergebende Verpflichtung der Arbeitgeber, ihren von der Verſicherungspflicht befreiten land⸗ 
wirtſchaftlich Beſchäftigten und Dienſtboten Wochenhilfe zu gewähren (zu vergleichen 8 8 
der Bekanntmachung vom 28. Januar 1915 und 8 435 der Reichs verſicherungsordnung), erſtreckt 
ſich übrigens nur noch auf die Zeit bis zum 31. Dezember 1919, weil die in Frage 
kommenden Befreiungen ſpäteſtens mit dieſem Zeitpunkt erlöſchen (zu vergl. § 9 Abſ. 2, 
8 11 Abſ. 2 der Verordnung über Krankenverſicherung vom 3. Februar 1919, RGBl. S. 191). 

Die Wochenhilfe für die nach 8 420 der Reichsverſicherungsordnung verſicherten 
Wöchnerinnen ijt im 8 3 der Bekanntmachung, betr. Krankenverſicherung und Wochenhilfe 
während des Krieges, vom 17. März 1918 (RGGBl. S. 129) geregelt. Der Anſpruch 
auf dieſe Wochenhilfe beruht, wie ſich aus dem Wortlaut jener Vorſchrift ergibt, auf 8 8 
der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914. Die Wochenhilfe iſt deshalb gemäß 8 3 ber 
Bekanntmachung vom 17. März 1918 auch nach Inkrafttreten des vorliegenden Geſetzes 
weiter zu gewähren, ſolange dieſe Vorſchrift oder die des 8 8 der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1914 nicht aufgehoben iſt. 


Zu 88. 

Die Leiſtungen der Kriegswochenhilfe waren in erſter Linie für die Dauer des 
Krieges beſtimmt. Demgemäß enthielten einzelne Vorſchriften die Wendung, daß die 
Leiſtungen „während der Dauer des gegenwärtigen Krieges“ (8 1 der Bekanntmachung 
vom 3. Dezember 1914) oder „während der Dauer des Krieges“ (G 8 a. a. O.) oder 
„während der weiteren Dauer des gegenwärtigen Krieges“ (88 4, 8 der Bekanntmachung 
vom 28. Januar 1915, 8 1 der Bekanntmachung vom 23. April 1915) zu gewähren ſeien. 
Daraus iſt jedoch nicht zu folgern, daß die Vorſchriften über die Kriegswochenhilfe ohne 
weiteres mit dem Ende des Krieges außer Kraft treten. Der Bundesrat hat ſich in den 
Bekanntmachungen vom 3. Dezember 1914 (§ 10 Abſ. 2), 28. Januar 1915 (8 11 Abſ. 2) 
und 23. April 1915 (S 22 Abf. 4) ausdrücklich vorbehalten, den Zeitpunkt des Außer⸗ 
krafttretens der Bekanntmachungen zu beſtimmen. Sie bleiben demmach grundſätzlich ſolange 
in Kraft, als ſie nicht durch den an die Stelle des Bundesrats getretenen Reichsrat oder 
durch ein Reichsgeſetz aufgehoben werden. Gleichwohl waren einige beſondere Vorſchriften 
ſchon jetzt erforderlich, um die Kriegswochenhilſe in den Friedenszuſtand überzuleiten, Sie 
find im 8 8 Abſ. 1 und 2 des erläuterten Geſetzes enthalten. 

8 8 Abſ. 1 betrifft Entbindungen, die in der Zeit vor Beendigung des Krieges 
ſtattfinden. Die Vorſchriften über die Kriegswochenhilfe ſetzen für die Regel voraus, daß 
die Ehemänner der Wöchnerinnen Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte „leiſten“ 
(8 1 Nr. 1 der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1014, 8 4 Nr. 3 der Bekanntmachung 
vom 28. Jauuar 1915, § 1 Nr. 1 der Bekanntmachung vom 23. April 1915). Dieſe 
Vorausſetzung entfällt, ſobald der Krieg im ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Sinne beendet ijt, 
wobei zu beachten iſt, daß die Neichsregierung durch S 97 Abſ. 2 des Ausführungsgeſetzes 
zum Friedensvertrage vom 31. Auguſt 1919 (Reichs-Geſetzbl. S. 1530) ermächtigt worden 
iſt, feſtzuſtellen, wann im Sinne reichsrechtlicher Vorſchriften der Krieg als beendet 
anzuſehen iſt. Denn ſeit der Beendigung des Krieges in dieſem Sinne können Kriegs-, 
Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte begrifflich nicht mehr geleiſtet werden. Daraus könnte der 
Schluß gezogen werden, daß denjenigen Wöchnerinnen, welche kurze Zeit vor Beendigung 
des Krieges entbunden worden ſind, die fortlaufenden Leiſtungen der Kriegswochenhilfe, 
alio das Wochen- und das Stillgeld, nur für eine entſprechend kurze Zeit, unter Umſtänden 
alſo für eine weit geringere als die geſetzliche Bezugsdauer, zu gewähren ſeien. Hierin 
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würde eine Unbilligkeit liegen, da die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Ehemanns uſw. 
durch die Beendigung des Krieges allein nicht gebeſſert werden. Um hier jeden Zweifel 
auszuschließen, macht § 8 Abſ. 1 des Geſetzes, der in ſeinem Wortlaut bem 8 5 der Ver⸗ 
ordnung über verſicherungsrechtliche Wirkungen der Aufhebung des Hilfsdienſtgeſetzes vom 
14. Dezember 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1434) nachgebildet iſt, die unverkürzte Zahlung 
aus dem einmal entſtandenen Anſpruch auf Wochenhilfe von der Beendigung des Krieges 
unabhängig. 

8 8 Abſ. 2 Satz 1 bezieht fih auf Entbindungen, die in der Zeit zwiſchen der 
Beendigung des Krieges im obigen Sinne und der Entlaſſung des Kriegsteilnehmers uſw. 
aus dem Militärdienſt uſw. erfolgen. Da nach der Beendigung des Krieges Kriegs-, 
Sanitäts- oder ähnliche Dienſte im Sinne der Vorſchriften über die Kriegswochenhilfe 
nicht mehr geleiſtet werden können, würden Wöchnerinnen, die in der Zeit zwiſchen der 
Beendigung des Krieges und der Entlaſſung des Ehemanns aus dem Militärdienſt uſw. 
entbunden werden, in der Regel keinen Anſpruch auf Kriegswochenhilfe haben. Das 
würde gleichfalls der Billigkeit nicht entſprechen, da, wie bemerkt, die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Ehemanns uſw. durch die Beendigung des Krieges allein nicht berührt 
werden. Um hier Abhilfe zu ſchaffen, ſtellt Abſ. 2 Satz 1 die zwiſchen der Beendigung 
des Krieges und der Entlaſſung des Ehemanns aus dem Militärdienſt uſw. liegende Zeit 
der Zeit der Leiſtung von Kriegs-, Sanitäts- ober ähnlichen Dienſten gleich. Die Gleich⸗ 
ſtellung dieſer Dienſte hat auch eine entſprechende Anwendung des Abſ. 1 zur Folge. 
Deingemäß wird hier der Anſpruch auf unverkürzte Weiterzahlung des Wochen- und des 
Stillgeldes durch die Entlaſſung aus dem Militärdienſt uſw. gleichfalls nicht berührt. 

8 8 Ab. 2 Satz 2 betrifft Entbindungen, die in der Zeit nach der Beendigung des 
Krieges und zugleich nach der Entlaſſung aus dem Militärdienſt uſw. ſtattfinden. Das 
Geſetz ſchreibt hier die entſprechende Anwendung des $ 1 der Verordnung über die Wochen⸗ 
hilfe aus Mitteln des Reichs vom 21. Dezember 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1467) vor. 
Daraus folgt, daß auch in dieſen Fällen ein Anſpruch auf unverkürzte Auszahlung des 
Wochen- und des Stillgeldes beſteht, ſofern die Entbindung binnen ſechs Wochen nach ber 
Entlaſſung erfolgt ijt (zu vergl. der Beſcheid des Reichsarbeitsamts vom 7. Februar 1919 
— II. 518 — abgedruckt in der Arbeiter-Berforgung 1919 S. 129). Dabei macht es, wie 
ſich aus dem Wortlaut der Verordnung vom 21. Dezember 1918 ergibt, keinen Unterſchied, 
ob der Vater des Kindes eine Erwerbstätigkeit wieder aufgenommen hat oder nicht. 

Für Wöchnerinnen, deren Ehemänner durch Tod, Verwundung, Erkrankung oder Ge⸗ 
fangennahme an der Weiterleiſtung von Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnlichen Dienſten oder 
an der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit verhindert find (8 1 Nr. 1 der Bekannt⸗ 
machung vom 3. Dezember 1914, 8 4 Nr. 3 der Bekanntmachung vom 28. Januar 1915, 
8 1 Nr. 1 der Bekanntmachung vom 23. April 1915), ift eine beſondere Regelung nicht 
vorgeſehen. Ihre Anfprüche beſtimmen fid) daher auch nach der Beendigung des Krieges 
nach den Vorſchriften über die Kriegswochenhilfe, die jetzt noch fortbeſtehen und für dieſe 
Gruppe von Wöchnerinnen auch noch weiter fortbeſtehen muͤſſen. 


Zu 89. 

Da die in dem Geſetze vorgeſehenen Leiſtungen an Wochenhilfe und Wochenfürſorge 
gegenüber den Leiſtungen der Kriegswochenhilfe zum Teil erhöht oder erweitert ſind, waren 
für Wöchnerinnen von Kriegsteilnehmern uſw. zur Vermeidung von Unbilligkeiten die gleichen 
Maßnahmen geboten (zu vergl. auch unten zu § 24). 


n S HO: 
a) Zu 8 205a ber Reichsverſicherungsordnung. 

Wie bereits bemerkt, ijt bie Familienhilfe, ſoweit fie im Wochenhilfe befteht, Regel- 
leiſtung ber Krankenkaſſen geworden. Mu ber Rechtslage, daß Träger des Anſpruchs auf 
Familienhilfe der Verficherte ijt (Rev. E. 2472, A. N. des RVA. 1918 S. 424), ift dadurch 
nichts geändert worden. Eine vorgängige Verſicherungsdauer (im folgenden der Kürze 
halber „Wartezeit“ genannt), wie 8 195a RVO. in der Faſſung des 8 2 des Geſetzes ſie 
für verſicherte Wöchnerinnen vorſieht, iſt nach dem derzeitigen Wortlaut des Geſetzes bei 
der Familienwochenhilfe nicht vorgeſchrieben. Zugunſten dieſer Regelung läßt ſich geltend 
machen, daß die Wöchnerinmen durch Einführung einer ſolchen Wartezeit unter Umſtänden 
ſchlechter als nach dem bisherigen Rechte geſtellt würden. Denn wenn auch die Gewährung 
der Familienhilfe mit Rückſicht darauf, daß fie bisher eine freiwillige Mehrleiſtung der 
Krankenkaſſen war, von gewiſſen Bedingungen, insbeſondere von einer borgangigen Ser 
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ſicherungsdauer, abhängig gemacht werden konnte, jo hatte doch eine Reihe von Kranken⸗ 
kaſſen hiervon keinen Gebrauch gemacht. Gleichwohl wird es ſich empfehlen, auch für die 
Familienwochenhilfe eine obligatoriſche Wartezeit einzuführen, da ſonſt die verſicherungs⸗ 
freien Wöchnerinnen günſtiger als ſelbſtverſicherte geſtellt würden. Überdies ijf bie Eim- 
führung einer ſolchen Wartezeit im finanziellen Jntereſſe der Krankenkaſſen erwünſcht, wenn- 
gleich die Belaſtung, die ihnen durch die neue Familienwochenhilfe erwächſt, dadurch ver⸗ 
ringert wird, daß bie Koſten zur Hälfte vom Reich erſtattet werden. Es iſt daher bereits 
eine entſprechende Anderung des Geſetzes vom 26. September 1919 in Ausſicht genommen. 
Dadurch wird zugleich einem aus den Kreiſen der Kaſſenverbände geäußerten Wunſche 
Rechnung getragen. Solange das Geſetz nach der angegebenen Richtung hin nicht geändert 
iſt, darf jedoch die Gewährung der Familienwochenhilfe nicht von der Zurücklegung einer 
Wartezeit abhängig gemacht werden. 

Die Familienwochenhilfe iſt verſicherungsfreien Ehefrauen, Töchtern, Stief- und 
Pflegetöchtern der Verſicherten zu gewähren, ſofern ſie mit dieſen in häuslicher Gemeinſchaft 
leben. Zu den Stieftöchtern ſind auch uneheliche Töchter der Ehefrau eines Verſicherten 
zu zählen. Der aus dem früheren § 205 Reichsverſicherungsordnung übernommene Aus⸗ 
druck „verſicherungsfrei“ iſt für dieſe Vorſchrift in der Literatur verſchieden ausgelegt 
worden. Einerſeits wurde angenommen, daß als verſicherungsfrei alle Perſonen anzu⸗ 
ſehen ſeien, die nicht der Verſicherungspflicht unterliegen, und daß ſomit auch Perſonen, 
die von dem Rechte der freiwilligen Verſicherung oder der Weiterverſicherung Gebrauch 
gemacht haben, als verſicherungsfrei zu erachten ſeien (zu vergl. Hahn, Handbuch der 
Krankenverſicherung, Anm. 2c zu 8 205 Reichsverſicherungsordnung, ſowie Olshauſen, 
Krankenverſicherung, Anm. 3 zu 8 205). Demgegenüber wurde von anderer Seite geltend 
gemacht, daß Perſonen der letzteren Art nicht als verſicherungsfrei im Sinne der Wor- 
ſchriften über die Familienhilfe gelten könnten (zu vergl. von Frankenberg, Kommentar 
zur Reichsverſicherungsordnung 2. Buch Aim. 2b zu $ 205 Reichsverſicherungsordnung, 
Stier⸗Somlo, Kommentar zur Reichsverſicherungsordnung 2. Buch Anm. 3b zu 8 205). 
Das RVA. hat zu dieſer Frage, deren Beantwortung im erſteren Sinne unter Umſtänden 
zu einer wirtſchaftlich nicht gerechtfertigten Doppelberſorgung führen würde, noch nicht 
Stellung genommen, ſie vielmehr in der Entſcheidung 2495 (AN. des ABA. 1918 S. 509) 
ausdrücklich dahingeſtellt gelaſſen. Um die Frage für das neue Recht klarzuſtellen, wird 
in dem wie erwähnt in Nusſicht genommenen Abänderungsgeſetz auf eine andere Faſſung 
des 8 905a der Reichsverſicherungsordnung Bedacht genommen werden. 

Da Träger des Anſpruchs auf Familienhilfe der Verſicherte iſt, ſo ſind in den Fällen 
des 8 197 Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 3 des Geſetzes diejenigen 
Kaſſen erſtattungspflichtig, denen der Verſicherte, alſo der Ehemann, Vater uſw. in dem 
letzten Jahre vor der Niederkunft angehört hat. Tritt der Verſicherte während der Bezugs⸗ 
dauer des Wochen- oder des Stillgeldes zu einer anderen Kaffe über, fo hat dieſe nach 
8 212 Reichsverſicherungsordnung die weiteren Leiſtungen zu gewähren. 


b) Zu § 205b Reichsverſicherungsordnung. 

Soweit die Familienhilfe in der Gewährung von Krankenpflege oder Sterbegeld 
beſteht, ijt fie, wie bereits in den Erläuterungen zu S l bemerkt, freiwillige Mehrleiſtung 
der Krankenkaſſen geblieben. Ihre Gewährung iſt alſo nach wie vor in das freie Ermeſſen 
der Krankenkaſſen geſtellt. 


c) Zu 8 205 Reichsverſicherungsordnung. 

Die Vorſchrift des § 1542 Reichsverſicherungsordnung, die den Übergaug von 
Schadenerſatzanſprüchen gegen Dritte auf die Verſicherungsträger betrifft, galt bisher nur 
für Verſicherte und ihre Hinterbliebenen. Durch das nene Geſetz iſt ſie nunmehr auf 
verſicherungsfreie Familienmitglieder, denen Familienhilfe nach 8 205a oder § 905b der 
Reichsverſicherungsordnung zu gewähren iſt, ausgedehnt worden. Durch § 14 des Geſetzes 
it ferner 8 1542 der Reichsverſicherungsordnung dahin abgeändert worden, daß vor dem 
Worte „Krankheit“ das Wort „Schwangerſchaft“ eingefügt worden iſt. Dadurch wird 
klargeſtellt, daß auch der Erſatzauſpruch einer unehelichen Wöchnerin gegen den Vater des 
Kindes ($ 1715 BGB) auf die Krankenkaſſe übergeht. Eine Streitfrage des 
bisherigen Rechts iſt damit zugunſten der Krankenkaſſen entſchieden. Der 8 14, der auf 
einem bei der zweiten Beratung des Geſetzes in der Nationalverſammlung gefaßten Be⸗ 
ſchluſſe beruht (Druckſachen der Nationalverſammlung 1919 Nr. 938), it feines ſonſtigen 
Zuſammenhanges wegen in denjenigen Abſchnitt des Geſetzes aufgenommen worden, der die 


19 


Überſchrift „Familienhilfe“ trägt. Mit Rückſicht hierauf ift in beteiligten Streifen die Auffaſſung 
vertreten worden, daß der Erſatzanſpruch gegen den Vater des unehelichen Kindes nur bei ver⸗ 
ſicherungsfreien Wöchnerinnen, denen Familienhilfe zu gewähren iſt, nicht aber bei 
ſelbſtverſicherten Wöchnerinnen übergehe. Dieſe Auffaſſung erſcheint nicht begründet. Die 
Vorfchrift des 8 1542 der Reichsverſicherungsordnung, die ſich auf Verſicherte jeder Art 
bezieht, iſt durch § 14 des Geſetzes ganz allgemein geändert worden. Demgegenüber 
kommt es für die Auslegung nicht darauf an, unter welcher Überſchrift der 8 14 in das 
Geſetz aufgenommen iſt. Es würde auch der inneren Berechtigung entbehren, den Über⸗ 
gang des Erſatzanſpruchs bei verſicherungsfreien Wöchnerinnen zuzulaſſen, aber bei ſelbſt⸗ 
verficherten auszuſchließen. Denn der Zweck des § 1542 der Reichsverſicherungsordnung 
beſteht in der Vermeidung von Doppelleiſtungen, und dieſe Zweckbeſtimmung trifft ſowohl 
für verſicherte wie für verſicherungsfreie Wöchnerinnen zu. Der Erſatzanſpruch der Wöch⸗ 
nerinnen geht demnach auch damı auf die Krankenkaſſe über, wenn die Wöchnerin ſelbſt 
gegen Krankheit verſichert iit. 


Zu 8 205 d der Reichsverſicherungsordnung. 


Die Ausgeſtaltung der Familienwochenhilfe zur Regelleiſtung war von der Reichs⸗ 
regierung bereits vor längerer Zeit in Ausſicht genommen worden. Bei den Verhand⸗ 
lungen, die darüber ſtattgefunden haben, iſt in den Kreiſen der Kaſſenverbände nachdrück⸗— 
lichſt der Wunſch vertreten worden, daß die Kaſſen Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln 
erhalten möchten. Dieſem Wunſche trägt das Geſetz inſofern Rechnung, als nunmehr das 
Reich den Kaſſen die Aufwendungen für die Familienwochenhilfe zur Hälfte zu erſtatten 
hat. Soweit eine Krankenkaſſe auf Grund des § 205c der Reichsverſicherungsordnung 
pon dem Vater des Kindes Erſatz erlangt, hat das Reich Anſpruch auf Anrechnung der 
Hälfte. Der von ihm zu leiſtende Erſatz mindert ſich alſo in dieſen Fällen um die Hälfte 
des der Kaſſe von dem unehelichen Vater geleiſteten Erſatzes. Dieſe Regelung legt den 
Kraukenkaſſen die Pflicht auf, den auf ſie übergegangenen Anſpruch gegen den unehelichen 
Vater nach Möglichkeit geltend zu machen; indeſſen wird es der Abſicht des Geſetzgebers 
eutſprechen, wenn hierbei Härten vermieden werden. 

Die im Abſ. 3 vorgeſehenen Ausführungsbeſtimmungen find am 30. September 1919 
erlaſſen worden (RG Bl. S. 1813). 

Tritt während des Bezugs der Wochenhilfe der Verſicherte zu einer anderen Kran⸗ 
kenkaſſe über, ſo gilt die Vorſchrift des § 212 der Reichsverſicherungsorduung entſprechend. 
Jede hiernach beteiligte Krankenkaſſe hat dann die von ihr verauslagten Beträge dem Ver⸗ 
ſicherungsamt beſonders nachzuweiſen. Zur Vermeidung von Weitläufigkeiten hierbei 
empfiehlt es ſich, daß die erſtleiſtende Kaſſe dem Verſicherten beim Ausſcheiden eine Ve- 
ſcheinigung über den von ihr geleiſteten Teil der Wochenhilfe erteilt, ebenſo bei etwaigem 
weiteren Kaſſenwechſel jede nächſtleiſtende Kaſſe. Dieſe Beſcheinigung wird die neue Kaſſe 
vom Verſicherten einzuſordern und bei Nachweisung der verauslagten Beträge dem Ver- 
ſicherungsamt miteinzureichen haben. 


S 
Die Vorſchrift hat nur redaktionelle Bedeutung. Im 8 216 Abſ. 2 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung war bisher von Familienangehörigen die Rede, denen die „Satzung 
Familienhilfe zubilligt. Da nunmehr die Familienhilfe, ſoweit ſie in Wochenhilfe beſteht, 
Regelleiſtung geworden iſt, alſo nicht mehr auf der Satzung, ſondern unmittelbar auf dem 
Geſetze beruht, war eine Anderung jener Vorſchrift geboten. 


Zu § 12. 

Im Anſchluß an § 8 der Bekanntmachung vom 28. Januar 1915 wird die Ver⸗ 
pflichtung zur Gewährung der Wochenhilfe an verſicherungsfreie Familienangehörige von 
Perſonen, die nach den 88 418, 435 der Reichsverſicherungsordnung von der Verſicherungs⸗ 
pflicht befreit find, dem Arbeitgeber auferlegt. Die Vorſchrift iſt ebenſo wie die des § 7 
des Geſetzes nur noch für kurze Zeit von Bedeutung, weil die in Frage kommenden 
Befreiungen ſpäteſtens mit dem 31. Dezember 1919 erlöſchen. 

Der Anſpruch verſicherungsfreier Familienmitglieder ſolcher Perſonen, welche nach 
$ 420 der Reichsverſicherungsordnung verſichert jind, beſtimmt ji) nach S 205a der 
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 10 des Geſetzes. Dabei findet jedoch 
ein Wegfall oder eine Kürzung von Baxleiſtungen nicht ſtatt, weil eine derartige Be— 


— 
ſchränkung nach den 88 420, 425 der Reichsverſicherungsordnung nur für bie Verſicherten 
ſelbſt gilt, für welche die Barleiſtungen ganz oder zum Teil durch die Leiſtungen des 
Arbeitgebers abgegolten werden. 


Zu $ 13. 

Die im 8 205d der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des 8 10 des Geſetzes 
vorgeſehene Reichsbeihilfe kommt in erſter Linie den Krankenkaſſen (8 225 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung) als den Trägern der reichsgeſetzlichen Krankenverſicherung zugute. 
Ihnen ſind die knappſchaftlichen Krankenkaſſen gleichgeſtellt, weil ſie ebenfalls Pflichtkaſſen 
ſind. Die Erſatzkaſſen treten nur inſoweit an die Stelle der Pflichtkaſſen, als die Ver⸗ 
ſicherten von dem Rechte des Ruhens der Rechte und Pflichten nach § 517 Abſ. 1 der 
Reichsverſicherungsordnung Gebrauch gemacht haben (zu vergl. Reviſionsentſcheidung 2117, 
A. N. des NVA. 1915 S. 771). Den Erſatzkaſſen ſteht daher auch nur inſoweit ein An⸗ 
ſpruch auf die Reichsbeihilfe zu. 


Zu 8 14. 
Vergl. bie Erläuterungen zu $ 10 unter c. 


Su S 15. 

Da die Familienhilfe, ſoweit fie in Wochenhilfe befteht, Regelleiſtung geworden iſt, 
ſind die Mittel hierfür durch allgemeine Beiträge der Arbeitgeber und der Verſicherten 
aufzubringen. Das Recht zur Erhebung von Zuſatzbeiträgen beſchränkt ſich daher künftig 
auf diejenigen Fälle, in denen die Familienhilfe als Mehrleiſtung, aljo nach $ 205 b der 
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 10 des Geſetzes gewährt wird. 


Ju § 16. 

Zur Deckung der neuen Aufwendungen ſowie mancher durch bie Folgen des Krieges 
veranlaßten Mehrkoſten werden die Kaſſen vielfach eine Erhöhung der Beiträge vornehmen 
müſſen. Dabei beſtimmt ſich das Maß der Erhöhung für die einzelne Kaſſe nach deren 
beſonderen Verhältniſſen. Das Geſetz hatte ſich darauf zu beſchränken, die in der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung vorgeſehenen Höchſtgrenzen für die Beiträge hinaufzuſetzen. Zu 
dieſem Zwecke ijt bie in den $8 366, 388 der Reichsverſicherungsordnung vorgeſehene 
Grenze bon 4 ½ v. H. auf 7¼ v. H. und die im 8 389 Abſ. 1, 8 390 Satz 1 der Reihs- 
verſicherungsordnung vorgeſehene Grenze von 6 v. H. auf 10 v. H. erhöht werden. Die 
Erhöhung der letzteren Beitragsgrenze hatte auch eine Erhöhung der im 8 364 Nr. 2 vor⸗ 
geſehenen gleichen Beitragsgrenze zur Folge. 


IRE 

Das Geſetz folgt dem bisher für bie Krankenverſicherung geltenden Grundſatz, daß 
deren Leiſtungen auch nichtdeutſchen Wöchnerinnen zugute zu kommen haben, ſoweit es 
ſich dabei um die Wochenhilfe für verſicherte Wöchnerinnen und um die Familienwochen⸗ 
hilfe handelt. Denn hier ſind die Leiſtungen der Krankenkaſſen an Gegenleiſtungen der 
Wöchnerinnen oder ihrer Augehörigen geknüpft und müſſen demnach allen Wöchnerinnen, 
für welche dieſe Gegenleiſtungen bewirkt worden ſind, zuteil werden, gleichviel ob die 
Wöchnerin Deutſche oder Ausländerin iſt. Anders liegt die Sache bei der Wochenfürſorge 
aus Mitteln des Reichs. Sie wird auf Koſten des Reichs ohne jede Gegenleistung ſeitens 
der Wöchnerinnen oder ihrer Angehörigen bewirkt und kann daher nur deutſchen Wöchue⸗ 
rinnen zugute kommen. Um jeden Zweifel auszuſchließen, Toll der Wortlaut des 8 17 
durch das in Ausſicht genommene Abänderungsgeſetz entſprechend ergänzt werden. Im 
übrigen iſt die Wochenfürſorge aus Mitteln des Reichs allen minderbemittelten Wöchne⸗ 
rinnen zu gewähren, für die ein Anſpruch auf Wochenhilfe nicht ſchon nach den ſonſtigen 
Vorſchriften des Geſetzes oder nach den Vorſchriften über die Kriegswochenhilfe beſteht. 
Anſpruchsberechtigt ſind demnach auch ſelbſtverſicherte Wöchnerinnen, welche die Wartezeit 
des 8 195a der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des 8 2 des Geſetzes nicht 
erfüllt haben, ſofern ſie minderbemittelt ſind. 

Die ſonſtigen Vorſchriften des § 17 lehnen ſich an § 2 Abſ. 2 der Bekanntmachung 
vom 23. April 1915 an. Die Einkommensgrenze für verheiratete Wöchnerinnen iſt ebenſo 
wie im § 2 Abſ. 2 Nr. 1 a. a. O. auf 2500 M jährlich feſtgeſetzt, wobei ſich der Betrag 
für jedes ſchon vorhandene Kind unter 15 Jahren um 250 K erhöht. Die Einkommens⸗ 
grenze für unverheiratete Wöchnerinnen ift auf 2000 Jf jährlich bemeſſen, wobei das 


Vorhandenſein weiterer Kinder in der gleichen Weiſe wie bei verheirateten Wöchnerinnen 
berückſichtigt wird. Zu beachten iſt dabei, daß bei unverheirateten Wöchnerinnen lediglich 
das Einkommen der Wöchuerin ſelbſt maßgebend iſt. Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 
Eltern oder ſonſtiger Verwandter, die der Wöchnerin Unterhalt zu gewähren haben, ſind 
nicht entſcheidend. Beantragt eine Wöchnerin, die für ihre Perſon als minderbemittelt 
im Sinne des Geſetzes anzuſehen iſt, Wochenfürſorge, ſo iſt demnach dem Antrag ohne 
weitere Ermittlungen über die Vermögensverhältniſſe der Eltern uſw. ſtattzugeben. Dem 
Reiche, das der Kaſſe ihre Aufwendungen zu erſtatten hat, bleibt es überlaſſen, ſich auf 
Grund des § 21 des Geſetzes an die Eltern oder ſonſtige Verwandte ber Wöchnerin zu 
halten. Durch dieſe Regelung wird namentlich denjenigen Fällen Rechnung getragen, in 
denen die Eltern uſw. ſich weigern, der Wöchnerin Unterhalt zu gewähren. 


Zu 8 18. 

Die Wochenfürſorge liegt derjenigen MORK. ob, in deren Bezirk bie Wöchnerin ihren 
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. Die Landkrankenkaſſen ſind nur zuſtändig, wo eine 
AOK. nicht beſteht. Beſtehen Land- und Allgemeine Ortskrankenkaſſen nebeneinander, 
ſo iſt zur Vermeidung von Zweifeln und möglichen Doppelzahlungen die Gewährung der 
Leiſtungen nur den letzteren Kaſſen zugewieſen worden. Bei der Durchführung der Wochen⸗ 
fürforge kann ſich die zuſtändige Kaſſe, wie ſich aus den im § 23 Abſ. 2 entſprechend für 
anwendbar erklärten 88 219, 220 der Reichsverſicherungsordnung ergibt, der Mitwirkung 
anderer Kaſſeu bedienen. 

Zu 8 20. 


Die Ausführungsbeſtimmungen gemäß Abſ. 3 ſind am 30. September 1919 erlaſſen 
worden (RGBl. S. 1813). 
Zu 8 21. 


Außer dem Unterhaltsanſpruch der Wöchnerin gegen die Eltern oder ſonſtigen Ver⸗ 
wandten geht auch der Anſpruch der Wöchnerin gegen den Vater des unehelichen Kindes 
auf das Reich über. Beide Teile haften nach Abſ. 3 als Geſamtſchuldner. Das Reich 
kann ſich alſo nach ſeiner Wahl an den einen oder anderen Teil halten. Soweit es jedoch 
von dem einen Teil Befriedigung erlangt, iſt eine Inanſpruchnahme des andern Teils aus⸗ 
geſchloſſen. Die Rechte des Reichs werden von ben Krankenkaſſen in gleicher Weiſe geltend 
zu machen fein, wie ihre eigenen Rechte auf Grund des 8 205c. 


Zu 8 22. 

Für die Wochenfürſorge aus Mitteln des Reichs iff eine Anderung der Kaffen- 
ſatzungen nicht erforderlich, weil es Tic hier nicht um Leiſtungen aus der Verſicherung 
handelt. Im übrigen müſſen die Kaſſenſatzungen den Vorſchriften des Geſetzes angepaßt 
werden. Die Verpflichtung zur Gewährung der Verſicherungsleiſtungen iſt allerdings von 
einer Anderung der Kaſſenſatzungen nicht abhängig. Wohl aber können die Kaſſen, wenn 
ſie zur Deckung der neuen Aufwendungen ihre Beiträge erhöhen müſſen, die erhöhten 
Beiträge erſt nach einer entſprechenden Satzungsänderung verlangen. Wo dieſe Anderung: 
längere Zeit in Anſpruch nimmt, können die Kaſſen infolge der Verpflichtung, die höheren 
Leiſtungen ungeachtet der niedrigen Beiträge zu gewähren, unter Umſtänden in eine 
ſchwierige Lage kommen. In dieſen Fällen kann dadurch Abhilfe geſchaffen werden, daß 
auf Antrag der Kaſſe das Verſicherungsamt gemäß 8 391 Abſ. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung vorläufig eine Erhöhung der Beiträge verfügt. 


Zu 8 23. 

Bei Streit über die Leiſtungen der Wochenfürſorge entſcheidet, wie ji aus Abf. 1 
ergibt, in erſter Inſtanz das Verſicherungsamt und in zweiter und letzter Inſtanz das Ober⸗ 
verſicherungsamt. Dieſes hat jedoch die Sache an das Reichsverſicherungsamt abzugeben, 
wenn es ſich um eine noch nicht entſchiedene Frage von grundſätzlicher Bedeutung handelt oder 
wenn es von einer amtlich veröffentlichten Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts 
(Landesverſicherungsamts) abweichen will (88 1693, 1799 RVO.) Die Rechtslage iſt 
demnach inſoweit die gleiche, wie ſie bei Streit über Anſprüche auf Grund der Bekannt⸗ 
machung vom 3. Dezember 1914 beſteht (zu vergl. Entſch. 2072, A. N. des RBAN. 1915 S. 638). 


Zu 8 24. f i 
Die Vorſchrift des § 8 des Geſetzes tritt ihrer Natur nach mit Beendigung des 
Krieges in Kraft. Der gleiche Zeitpunkt iſt für das Inkrafttreten des 8 9 feſtgeſetzt, 
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während die anderen Vorſchriften ſchon am 1. Oktober 1919 in Kraft getreten 
ſind. Bei der Feſtſetzung jenes Zeitpunkts hat die Nationalverſammlung, die das 
Geſetz am 19. Auguſt 1919 verabſchiedet hat, anſcheinend angenommen, daß im Sinne 
des 8 8 des Geſetzes der Krieg ſchon vor dem 1. Oktober 1919 beendigt ſein werde. Da 
dieſe Erwartung nicht eingetroffen iſt, erhalten Wöchnerinnen, die nach den Vorſchriften 
über die Kriegswochenhilfe anſpruchsberechtigt find, die im 8 9 bezeichneten erhöhten 
Leiſtungen nach dem Wortlaut des Geſetzes erſt von der Beendigung des Krieges ab, 
während ſie den übrigen nach dieſem Geſetze berechtigten Wöchnerinnen ſchon vom 
1. Oktober 1919 ab zukommen. In dem beabſichtigten Abänderungsgeſetz (zu vergl. bie 
Erläuterung zu § 10 unter a) wird darauf Bedacht genommen werden, dieſen vom Geſetz⸗ 
geber offenbar nicht gewollten Unterſchied auszugleichen. Indeſſen wird auch ſchon vor 
der Abänderung des Geſetzes nichts dagegen einzuwenden ſein, daß die erhöhten Leiſtungen 
bereits vom 1. Oktober 1919 ab gewährt werden. 

Wöchnerinnen, die unter das neue Geſetz fallen, erhalten, wenn ſie vor dem 1. Oktober 
1919 entbunden worden find, von dieſem Tage ab das Wochen- und das Stillgeld nach 
den neuen Vorſchriften, jedoch abzüglich der zwiſchen dem Tage der Niederkunft und dem 
1. Oktober 1919 liegenden Zeit. Das Geſetz ift hierbei dem Vorgang des § 10 der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1915, des 8 22 Abf. 2 der Bekanntmachung vom 23. April 
1915 und des § 21 Abſ. 2 der Bekanntmachung über Wochenhilfe aus Anlaß des vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſtes vom 6. Juli 1917 (RGBl. S. 591) gefolgt. Für Wöchnerinnen, 
die vor dem 1. Oktober 1919 entbunden ſind, bewendet es für die Zeit bis zu dieſem Tage 
bei den bisherigen Vorſchriften. Einer beſonderen Beſtimmung bedurfte es für diejenigen 
Fälle, in denen am 1. Oktober 1919 die Bezugsdauer für das Wochen- oder das Stillgeld 
zwar nach den bisherigen Vorſchriften, nicht aber nach dem neuen Geſetz abgelaufen war. 
Wenn beiſpielsweiſe eine Wöchnerin, der das Wochengeld nach dem früheren Rechte für 
8 Wochen zu gewähren war, während es ihr nunmehr für 10 Wochen zu zahlen iſt, 
9 Wochen vor dem 1. Oktober 1919 entbunden worden iſt, jo würde fie nach 8 21 Abſ. 2 
Satz 3 des Geſetzes für die 9. Woche nach der Entbindung, alſo für die letzte Woche vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes, kein Wochengeld erhalten, während es ihr gemäß Abſ. 2 
Satz 2 für die 10. Woche nach der Entbindung, alſo die erſte Woche nach dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes, wieder gewährt werden müßte. Um in dieſen Fällen einen lückenloſen 
Bezug ber Leiſtungen zu ſichern, ijf durch den Schlußſatz des Abf. 2 Vorſorge getroffen, 
daß die Leiſtungen im alten Betrag auch bis zum 1. Oktober 1919 zu gewähren ſind. 
Die Leiſtungen für die Zeit ſeit dem 1. Oktober 1919 ſind in dieſen Fällen nach den neuen 
Vorſchriften zu gewähren, ſoweit danach die Leiſtungspflicht der Kaſſe am 1. Oktober 1919 
noch nicht abgelaufen war. 


Zu 8 25. 
Die Vorſchrift entſpricht dem Artikel 104 des Einführungsgeſetzes zur Reichs⸗ 
verſicherungsordnung. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Unterrichtsvergütung an den Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 22. Dezember 1919. 


Unter Abänderung des Erlaſſes vom 21. Dezember v. J. (IV 6365) “) genehmige 
ich, daß vom 1. Oktober d. J. ab für den nebenamtlichen Unterricht an den gewerblichen 
und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen eine Vergütung von 4 M für die Stunde 
(= 160 % für bie Jahresſtunde bei 40 Wochen) gewährt wird. Bei ben Schulen mit 
beweglichen Staatszuſchüſſen will ich von den Mehrkoſten den dem Beitragsverhältnis 
entſprechenden Anteil auf die Staatskaſſe übernehmen und ſtelle anheim, die Überweiſung 
der hierzu erforderlichen Mittel ſobald als möglich bei mir zu beantragen. Eine Erhöhung 
der feſten Staatszuſchüſſe aus Anlaß der Gewährung erhöhter Vergütungen iſt bei der 
ungünſtigen Finanzlage des Staates zu meinem Bedauern nicht möglich. 


) Der Erlaß iſt nicht veröffentlicht worden. 
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Bei der durch diefe Erhöhung der Unterrichtsvergütung verurſachten ſtarken Belaftung 
der Staatskaſſe muß ich auf eine Herabminderung des Zuſchußbedarfs der in Frage 
kommenden Schulen dringen. Ich mache daher für die Beteiligung des Staates an der 
Aufbringung der erhöhten Vergütung von 4 M zur Bedingung, daß ſpäteſtens vom 
1. April 1920 ab Schulbeiträge erhoben werden und zwar mindeſtens 8 ⸗ für jeden 
gewerblichen und mindeſtens 24 M für jeden kaufmänniſchen Schüler. 

Im Auftrage. 


IV 9742. I. Dr. v. Seefeld. e 


An bie Herren Regierungspräſidenten mit Ausnahme derjenigen in Poſen und Weſtpreußen. 


2. Fortbildungsſchulen. 


Ausdehnung der Fortbildungsſchulpflicht. 
Berichtigung. 
In dem Erlaſſe vom 8. November 1919 Abſ. 2, vorletzte Reihe, auf S. 322 des 


Miniſterial⸗Blatts für 1919 muß anſtatt „für den häuslichen Unterricht“ ſtehen: „für den 
hauswirtſchaftlichen Unterricht“. 


VI. Nichtamtliches. 


js Bücherſchau. 


(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Bd. 19 Heft 1. Verlag Franz Vahlen. 
Berlin W 9. 


2. Sonſtiges. 


Bei der Baumwoll⸗Abrechnungsſtelle Bremen (Poſtfach 720) befindet ſich ein Lager 
an kopierfähigen und nichtkopierfähigen ſowie autographiſchen und hektographiſchen Schreib⸗ 
maſchinenbändern, die für Bedürfniſſe der Heeres verwaltung hergeſtellt worden find und 
jetzt anderweitig abgegeben werden ſollen. 

Der Preis der Bänder beträgt für alle Breiten 5 K für ein Stück. 


Dieſer Nummer liegen Titelblatt, zeitliche und Sachüberſicht des Jahrgangs 1919 bei. 
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